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»Die Französische Revolution
begann als Steuerrevolte«
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SPIEGEL: Welche Rolle spielt das Steuersystem dabei?
Es kann ja in der Theorie helfen, Vermögen umzuverteilen:
Die Gutverdiener zahlen mehr, die Ärmeren profiti eren
von Subventionen und Investitionen, die mit diesen Steu­
ern möglich sind. Funktioniert das?
Buggeln: Die Marktwirtschaft und der Kapitalismus schaf­
fen derzeit so große Ungleichheiten in Deutschland, dass
dadurch die politische Gleichheit und das demokratische
Staatswesen gefährdet werden. Es gibt die reelle Gefahr
wachsender Demokratieverdrossenheit. Die Sozialversi­
cherung sichert die größten Gefahren und Unsicherheiten
ab. Daneben müssen wir auch über das Steuersystem und
über bestimmte Ausgaben einen sozialen Ausgleich schaf­
fen. Das war bis in die Siebzigerjahre erfolgreich, heute
aber funktioniert das nicht mehr.
SPIEGEL: Wann kam überhaupt die Idee auf, dass Steuern
dabei helfen könnten, soziale Ungleichheit zu mindern?
Buggeln: Die Idee wurde schon in der Französischen Re­
volution diskutiert, gewann dann aber vor allem in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts an Zugkraft.
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Buggeln: Insbesondere die moderne Einkommensteuer,
die erstmals 1798 in Großbritannien erhoben wurde, war
ein wichtiger Schritt dahin. Mit der Kopplung des Wahl­
rechts andie Zahlung direkter Steuern verlor die familiäre
Herkunft an Bedeutung, stattdessen verschaffte nun Leis­
tung politischen Einfluss. Im 18. und 19. Jahrhundert waren
Steuern und Wahlrecht eng gekoppelt: Wer mehr Steuern
zahlte, also - das war der Gedanke dahinter - mehr für
den Staat leistete, hatte mehr Möglichkeiten, die Politik zu
beeinflussen. Das war aus heutiger Sicht nicht gerecht, aber
der Weg zur politischen Mitbestimmung stand nun viel
mehr Menschen offen als vorher.
SPIEGEL: Ein Meilenstein auf dem Weg von der Stände­
gesellschaft zur modernen Gesellschaft war die Französi­
sche Revolution. Hatte sie auch Auswirkungen auf das
Steuersystem?
Buggeln: Die Französische Revolution begann sogar als
Steuerrevolte. Drei Tage vor dem Sturm auf die Bastille
hatten die Bürger und Bürgerinnen von Paris die Zoll- und
Steuerhäuser an den Stadtmauern überfaUen und vielerorts
niedergebrannt. Der hoch verschuldete französische Staat
hatte die Steuern aufWein und andere Lebensmittel immer
wieder erhöht, was die Händler auf die Preise aufschlugen.
Eine der wichtigsten Forderungen der Revolutionäre war
die Abschaffung dieser Besteuerung, insbesondere jener
auf Lebensmittel.
SPIEGEL: Welche Alternativen fand die Revolutionsregie­
rung, um zu Geld zu kommen?
Buggein: Sie war anfangs zögerlich, dieser Forderung nach­
zukommen. Aber am Ende schuf sie ein neues System: Statt
indirekter Steuern, wie jener auf Lebensmittel, die fast alle
gleich treffen, bestand es aus vier direkten Steuern. Sie
waren proportional ausgelegt, im Verhältnis zu seinem
Besitz zahlte also jeder gleich viel. Bei der Bodensteuer
sollte zum Beispiel jeder Steuerbürger entsprechend der
Größe und der Fruchtbarkeit seines Bodens einen gleichen
Teil seines Vermögens oder Ertrags als Steuer zahlen. In
der Stadt zahlte man für die Zahl der Fenster an seinem
Hausbesitz.
SPIEGEL: Reichte das denn zur Staatsfinanzierung?
Buggeln: Nein. Napoleon führte die indirekten Steuern
wieder ein, und ihre Bedeutung wuchs schnell. Denn die
indirekten Steuern stiegen nahezu gleichmäßig mit dem
Wachstum der Wirtschaft, und das war durch die einset­
zende Industrialisierung erheblich. Die direkten Steuern
erhöhten sich dagegen nur, wenn der Staat mittels Kataster
die neuen Bodenwerte berechnete. Das aber geschah selten,
weil es sehr aufwendig war.
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SPIEGEL: Weil diese Steuern gleich blieben, waren Land­
und Immobilienbesitzer begünstigt?
Bugeln: In Preußen lief das genauso: Dort versuchten
die preußischen Reformer, eine am britischen Beispiel
orientierte Einkommensteuer plus eine Vermögensteuer
durchzusetzen. Doch sie scheiterten am Widerstand von
Adel und Besitzbürgertum. So entstand erstmals ein weit­
gehend auf indirekten Steuern beruhendes und damit re­
gressives Steuersystem: Eine Person zahlte auf das Ein­
kommen gerechnet prozentual weniger Steuern, je mehr
sie verdiente oder besaß.
SPIEGEL: Gab es Widerstand dagegen?
Buggeln: Nicht von oben: Der Adel blieb ja weitgehend
von der Besteuerung ausgenommen. Mit der Revolution
1848 stieg aber auch in Preußen die Angst vor weiteren
Aufständen, und das Steuersystem wurde etwas gerechter.
Zur grundlegenden Reform kam es aber erst gegen Ende
des 19. Jahrhunderts: Nun wurden eine Einkommensteuer,
eine Erbschaftsteuer und eine Vermögensteuer eingeführt.
SPIEGEL: Die Vermögen waren zu diesem Zeitpunkt
extrem ungleich verteilt. Das änderte sich erst nach dem
Ersten Weltkrieg. In welchen Punkten?
Buggeln: Erstens begann der Aufstieg sogenannter pro­
gressiver Steuern; also von Steuern, welche die Besserver­
dienenden prozentual stärker belasten als Geringverdiener.
Im Ersten Weltkrieg stiegen die Sätze dieser Steuern er­
heblich an. Bis dahin hatte das Steuersystem mit regressi­
ven oder proportionalen Steuern die Ungleichheit ver­
stärkt. Nun begann es, die Ungleichheit zu mildern. Zwei­
tens begann der Aufstieg der Sozialversicherungen, die vor
Risiken und den schlimmsten Fällen von Armut schützten
und so auch Ungleichheit abmilderten. Und drittens wurden
die Kollektivvertretungsrechte der Gewerkschaften an­
erkannt, weswegen die Löhne deutlich stiegen.
SPIEGEL: Oft heißt es, die Weltkriege seien Gleichmacher
zwischen Arm und Reich gewesen. Stimmt das?
Buggeln: Ja und nein. Im Krieg braucht der Staat viel Geld,
deshalb gingen die Steuersätze deutlich nach oben. Doch
parallel setzte sich auch die Idee von mehr Egalität immer
stärker durch. Und zwar auch iri Ländern, die vom Krieg
nicht betroffen waren, etwa in Schweden. Man bat jetzt
auch dort Einkommensstarke stärker zur Kasse.
SPIEGEL: Das ging nun ohne Proteste?
Buggeln: Offenen Protest gab es wenig. Dafür aber eine
stille Rebellion: Steueroasen wurden attraktiv, und die
Steuerhinterziehung nahm zu. So war die Schweiz schon
vor dem Ersten Weltkrieg auf dem Weg zur Steueroase,
aber die hohen Steuersätze in den anderen europäischen
Ländernbeförderten diese Entwicklung dramatisch. Da­
neben traten nun die Niederlande und London als Kon­
zernsteueroasen auf.
SPIEGEL: Reiche nutzen solche Möglichkeiten bis heute.
euggeln: Daran müssen wir arbeiten, trotz Steuergeheim­
nis. Zentral ist der Datenaustausch mit diesen Steueroasen,
die Finanzämter brauchen die Informationen über Kapital,
das anderswo investiert oder geparkt wird, auf direktem Weg.
Bei Arbeitnehmern wird das Einkommen ja auch direkt vom
Arbeitgeber an die Behörde gemeldet. Warum Kapitalbe­
sitzer mehr Schutz genießen sollten, erschließt sich mir nicht.
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SCHNELLES WISSEN:Wie misst man
Ungleichheit?

Das Wohlstandsgefälle in einer Gesellschaft wird
oft durch den Gini-Index dargestellt. Er misst die
Abweichung vom Ideal einer ganzgleichmäßigen
Verteilung: Je größer der Wert, desto weiter klafft
die »Schere«. Quantile bilden die Vermögensvertei­
lung deutlicher ab: Die Gesamtmenge (»die Bevöl­
kerung« oder »das Gesamtvermögen«) wird dabei in
gleiche Teile segmentiertund ins Verhältnis zu einer
anderen Zahl gesetzt. Das erlaubt detaillierte Aus­
sagen, etwa »das reichste Prozent der Bevölkerung
besitzt 27 Prozentdes Gesamtvermögens.

SPIEGEL: Heute besitzen die reichsten 26 Menschen so
viel wie die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. Leben wir
in Zeiten wachsender Ungleichheiten?
Buggeln: Spätestens seit den 1980er-Jahren nimmt die
soziale Ungleichheit in den reichsten Ländern der Welt
wieder zu. Vom Ausmaß der Ungleichheit, die wir Ende
des 19. Jahrhunderts erreicht hatten, sind wir in Europa
zwar noch weit entfernt. Die USA nähern sich diesen Wer­
ten aber wieder stärker an.
SPIEGEL: Welche steuerlichen Maßnahmen würden zu
mehr Gerechtigkeit beitragen?
Buggeln: Ich halte die umfassenden Steuerbefreiungen für
Unternehmen bei der Erbschaftsteuer für ein Problem.
Jemand, der ein großes Haus erbt, zahlt gegebenenfalls
den Spitzensteuersatz, aber jemand, der ein Immobilien­
unternehmen mit 300 Häusern erbt, muss gar nichts zahlen.
Das kann nicht angehen und lässt sich mit keiner mir be­
kannten Vorstellung von Gerechtigkeit in Übereinstimmung
bringen. Die Grünen und die SPD hatten zudem eine Er­
höhung des Einkommensteuerspitzensatzes sowie die Ein­
führung einer Vermögensteuer von einem Prozent gefor­
dert. Das ließ sich in den Koalitionsverhandlungen nicht
durchsetzen, weil die FDP jegliche Form von Steuererhö­
hungen ablehnt. Die Liberalen haben eher auf der Aus­
gabenseite Zugeständnisse gemacht, in Form von höheren
Renten oder einer Erhöhung des Mindestlohns.
SPIEGEL: Das reicht nicht, um Ungleichheiten auszugleichen?
Bugeln: Wir geben mehr aus, weigern uns aber, mehr
einzunehmen, und das kann schnell in die zunehmende
Staatsverschuldung führen. Und dies kann, falls die Zins­
sätze hoch sind, wiederum zu mehr Ungleichheiten führen.
Zurzeit ist hierzulande die Belastung der mittleren Ein­
kommensgruppen bei den Steuern sehr hoch, während die
oberen Einkommensstufen dann gar nicht mehr so viel
mehr bezahlen. Das ist eine Entwicklung, die ich für be­
denklich halte. Interview: Maren Jensen
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